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AKTUELL 
Liberianischer Tanker im Golf 
in Flammen 

Iranische Schnellboote haben  a m  
Donnerstag im nördlichen Persi
schen Golf  d e n  un te r  liberianischer 
Flagge fahrenden T a n k e r  Peconic in 
Brand geschossen. Z u  d e m  mit  40 
Personen besetzten Schiff wurden  
Rettungseinheiten entsandt ,  ü b e r  
allfällige Opfe r  wurde nichts be
kannt .  

Kurden-Blutbad in türkischen 
Dörfern 

Bei Kurden-Überfällen in d e r  
Nacht zum Donners tag  a u f  zwei 
Dörfern in d e r  Südost-Türkei sind 
20 Menschen getötet  worden.  D i e  
Überfälle s tehen offenbar im Z u 
sammenhang mit d e m  Aufenthal t  
des türkischen Ministerpräsidenten 
Turgut  Özal in d e r  Region. In  den  
vergangenen drei Jahren  haben  kur
dische Überfälle insgesamt 500 
Menschnieben geforder t .  

Neuauflage des spanischen 
«Sozialpakts» 

Spaniens Ministerpräsident Feli
pe Gonzalez ha t  a m  Mittwoch seine 
Bereitschaft zu e iner  Erweiter ten 
Neuauflage des E n d e  1986 ausge
laufenen «Sozialpakts» mit  Unte r 
nehmern  u n d  Gewerkschaften er 
klärt. D e r  P a k t  ha t t e  vor allem 
Lohnabmachungen und  Soziallei
stungen zum Inhalt. Seit seinem 
Auslaufen ist e s  verstärkt zu A r 
beitsstreits gekommen .  

Golfschiffahrt unter 
UNO-Schutz 

D e r  ehemalige amerikanische 
Aussenminister Cyrus Vance und  
d e r  ehemalige Verteidigungsmini
ster Elliot Richard,  beide gehören 
zur  Spitze d e r  amerikanischen Ge 
sellschaft für  die Vere in ten  Natio
nen,  haben  in d e r  N e w  York  Times 
vorgeschlagen, Handelsschiffe im 
Persischen Golf  un te r  UNO-Flagge 
fahren zu lassen. 

EG-Parlament missbilligt 
Nachtragshaushalt 

D e r  Nachtragshaushalt  de r  E u r o 
päischen Gemeinschaft  zur  Finan
zierung.eines Defizits von 2,1 Mrd  
E C U  im Budget  1987 kann in Kraft  
treten.  D a s  Europa-Par lament  
stimmte in Strassburg a b e r  einer  
Resolution zu,  wonach e s  jegliche 
Verantwortung für  den  Haushalts-
beschluss d e r  EG-Finanzminister  
ablehnt.  

Steigt die Zahl der Grenzgänger unaufhaltsam an? 
Täglich pendeln über 5000 Grenzgänger an ihre Arbeitsplätze in Liechtenstein 

Der Arbeitsmarkt reagiert recht flexi
bel auf die restriktive Ausländerpolitik 
der Regierung. Da die Wirtschaft ihre 
Arbeitskräfte nicht mehr im Inland re
krutieren kann und der Zuzug von aus
ländischen Arbeitskräften gebremst wird, 
bleibt als Ventil der Griff über die Gren
ze. Täglich pendeln über 5000 Personen 
aus der Schweiz und aus Österreich an 
ihre Arbeitsplätze in Liechtenstein. Die 
Überfremdung am Arbeitsplatz, die vom 
Liechtensteinischen Arbeitnehmerver
band (LANV) in der Vergangenheit des 
öfteren hart kritisiert worden ist, ist nicht 
gebremst, sondern nimmt ständig zu. 

D e r  Grund  für  die steigende Zahl  von 
Grenzgängern aus den zwei Nachbarstaa
t en  Schweiz und  Österreich liegt vo r  al
l em in der  guten wirtschaftlichen Situa
t ion d e r  liechtensteinischen Unterneh
men ,  die ihren steigenden Bedarf  an  Ar
beitskräften nicht m e h r  im Lande  selbst 
decken können.  Dass  die Betriebe bei der  
Aufstockung ihres Personalbestandes ge
rade  au f  Grenzgänger zurückgreifen, hat  
wiederum seinen G r u n d  in der  restrikti
ven Zulassungspolitik d e r  Regierung für 
ausländische Aufenthalter .  Die Z u n a h m e  
d e r  Grenzgängerzahl aus Vorarlberg lässt 
dabei in erster  Linie auf  die gute Kon
junkturlage in unserem Land schliessen, 
während die steigende Zah l  von Pendlern 
aus d e r  Schweiz ihren Zusammenhang 
mit  d e r  restriktiven Ausländerpolitik fin
det:  Früher  nahmen die schweizerischen 
Staatsbürger mit d e r  Arbeitsaufnahme ih

r en  Wohnsitz in unserem Land,  heu te  
werden sie bei  de r  Einstellung ins A r 
beitsverhältnis dazu angehalten,  den 
Wohnsitz in d e r  Schweiz zu belassen und 
als Grenzgänger  täglich an  den  nahelie
genden Arbeitsplatz in Liechtenstein zu 
fahren.  
Eindrückliche Zahlen 

A u s  de r  Statistik lassen sich eindrückli
che  Zuwachsraten bei den Grenzgängern 
herauslesen. A m  30. April 1987 waren 
beispielsweise 3240 (2868) Grenzgänger  
aus Österreich registriert worden,  was ei
n e r  Z u n a h m e  im Vergleich zu r  Vor jah
reszahl u m  13 Prozent entspricht.  Seit 
1980 erhöhte  sich die Zah l  d e r  öster
reichischen Grenzgänger u m  nicht weni
ge r  als 42 Prozent.  F ü r  die  schweizeri
schen Grenzgänger liegen die Zuwachsra
ten  noch höher:  Zwischen 1980 ha t  sich 
deren  Zahl mit  einer Z u n a h m e  u m  94,5 
Prozent  praktisch verdoppelt .  Bei de r  
Unterscheidung d e r  Arbeitskräfte nach 
Erwerbsbranchen wird ersichtlich, dass 
zwar immer die Industrie u n d  das  Gewer
b e  a m  meisten Grenzgänger  beschäfti
gen,  doch d e r  prozentuale Anteil  de r  
Dienstleistungsunternehmen stetig im 
Steigen begriffen ist. 

Ausweichen auf Grenzgänger 
• Die  restriktive Zulassungspolitik für 

ausländische Arbeitskräfte seit Beginn 
d e r  siebziger Jahre  führte zu einem Aus
weichen auf  "die schweizerischen Staats
bürger ,  die aufgrund des Niederlassunas-

vertrages ohne  weiteres in unserem Land 
Wohnsitz nehmen konnten.  Seit jedoch 
das Freizügigkeitsabkommen mit de r  
Schweiz teilweise suspendiert  wurde,  hat  
d e r  Zus t rom de r  ausländischen Wohnbe 
völkerung zwar nachgelassen, doch auf 
dem Arbeitsmarkt  ha t  sich keine Verän
derung  ergeben,  sondern n u r  eine Verla
gerung, ein Ausweichen auf  die Grenz
gänger.  

In diesem Zusammenhang  sollte wie
d e r  einmal daran erinnert  werden,  dass 
sich d e r  Liechtensteinische Arbei tneh
merverband (LANV)  in d e r  Vergangen
heit  gegen die sogenannte Überf remdung 
a m  Arbeitsplatz stark machte,  ohne je
doch konkrete Lösungsvorschläge zu un
terbreiten. Seit einiger Zeit  ist in dieser 
Richtung allerdings nicht meh r  viel zu 
vernehmen.  

Erinnert werden muss aber  auch an die 
im Auftrag der  Regierung erstellte Studie 
über  die Perspektiven de r  liechtensteini
schen Wirtschaft, in de r  1982 formuliert 
wurde,  dass der  Grenzgängereinsatz zwar 
ein bequemes Mittel darstelle, doch ein 
«volkswirtschaftlicher Leerlauf» sei. 

Zwar  profitiere die Wirtschaft von de r  
Arbei t  der  Grenzgänger,  die schlussend
lich eine erhöhte Produktion von Gütern 
und  Dienstleistungen erlaube,  aber  die 
daraus entstandene zusätzliche Wert
schöpfung in Form von E inkommen wer
de  grösstenteils nicht im Inland, sondern 
im Ausland ausgegeben und investiert. 

( G . M . )  

Tschernobyl-Unfall brachte viele Umtriebe 
A u s  dem Rechenschaftsbericht der Regierung f ü r  das Jahr 1986 — Ressort Gesundheitswesen 

Abkommen über die Unterbringung 
von Drogenkranken, Vereinbarungen 
mit den Krankenkassen und höhere Fa
milienzulagen aufgrund eines FBP-Vor-
stosses im Landtag waren einige der Ar
beiten im Ressort Gesundheitswesen der 
Regierung, das von Regierungsrat 
Dr. Peter Wolff geleitet wird. Im weite
ren ergaben sich aufgrund des Reaktor
unglücks von Tschernobyl verschiedene 
Umtriebe. 

A m  10. März  1986 schloss die Regie
rung mit d e r  Stiftung Maria  Ebene ,  Fra-
stanz, einen Vertrag übe r  die Aufnahme 
von Pat ienten aus d e m  Fürstentum Liech
tenstein in die Krankenansta l t  für  Sucht
kranke d e r  Stiftung Maria  Ebene  in Fra-
stanz, durch den  gewährleistet wird, dass 
Patienten aus d e m  Fürstentum Liechten
stein nach Massgabe d e r  freien Plätze -
un te r  Bereitstellung wenigstens eines Be
handlungsplatzes in d e r  Drogenstat ion -

zu gleichen Bedingungen wie Vorarlber
ger  Patienten in die Krankenanstalt  für 
Suchtkranke d e r  Stiftung Maria Ebene  
sowie in die Drogenstation Carina aufge
nommen  werden.  Als  Gegenleistung 
musste Liechtenstein einen einmaligen 
Kostenbeitrag in der  H ö h e  von öS 
1 000 000. -  leisten, was vom Landtag  in 
seiner  Sitzung vom 21. Mai 1986 geneh
migt wurde.  

A m  11. März  1986 wurde die Verord
nung  über  die Abgabe von Hilfsmitteln 
durch die Altersversicherung abgeändert .  
Durch  diese Verordnungsabänderung 
wurden vor allem die Voraussetzungen 
für  die Finanzierung von Hörgeräten neu 
formuliert.  

A m  1. April 1986 trat das vom Landtag 
a m  18. Dezember  1985 beschlossene 
neue  Gesetz übe r  die Familienzulagen in 
Kraft.  Auf  den  gleichen Zeitpunkt  erliess 
die Regierung eine neue Verordnung,  mit 

der  Organisation und  Leistungen d e r  Fa
milienausgleichskasse näher  umschrieben 
wurden.  

Beginnend anfangs Mai nahm die Re
gierung laufend die Berichte d e r  beauf
tragten Amtsstellen übe r  die Radioaktivi
tätsmessungen und Konsumempfehlun
gen in Zusammenhang  mit den Folgen 
des Reaktorunfalls von Tschernobyl ent
gegen. Die Überprüfung d e r  Folgen die
ses Reaktorunfalls stellte im Jahr  1986 
zweifellos einen Schwerpunkt im Tätig
keitsgebiet de r  Lebensmittelkontrolle 
dar.  Während  man anfänglich noch auf 
die Messungen schweizerischer Institutio
nen  - insbesondere die Radioaktivitäts
untersuchungen des Eidg. Instituts für 
Reaktorforschung in Würenlingen - an
gewiesen war, konnten  ab E n d e  Juni 1986 
durch die Anschaffung eines einschlägi
gen Gerätes beim Labor  Dr .  Helmuth 
Mat t  in Schaan auch landesintern laufen
de Messungen durchgeführt werden.  

YPB: Gutes Halbjahresergebnis 
Anstieg der Bilanzsumme u m  13,7 Prozent in den ersten sechs Monaten 

Die VPBank kann erneut auf ein gutes 
Halbjahres-Ergebnis 1987 zurückblicken. 
Die Bilanzsumme hat in den ersten sechs 
Monaten 1987 um 13,7 % von Fr. 2,047 
Mia. auf Fr. 2,328 Mia. zugenommen, 
wovon ein Betrag von ca. Fr. 115 Mio. 
auf die im Monat Mai 1987 erfolgreich 
durchgeführte Kapitalerhöhung mittels 
Ausgabe von Partizipationsscheinen zu
rückzuführen ist. Vom Bilanzsummenzu
wachs beträgt der Anteil der mittelfristi
gen Kundeneinlagen (Spar- und Deposi
tengelder, sowie Kassenobligationen) Fr. 
46,9 Mio.; und der Anteil der kurzfristi
gen Publikumsgelder (Kreditoren auf 
Sicht und auf Zeit) beträgt Fr. 86,8 Mio. 

A u f  de r  Aktivseite ha t  sich das Kredit
portefeuille de r  Bank  u m  Fr. 48,7 Mio.  
a u f  Fr. 438,0 Mio. in den ersten sechs 
Monaten  erhöht ,  wobei  die Z u n a h m e  der  
Hypothekarkredi te  u m  Fr. 22,1 Mio. her
vorzuheben ist. D e r  Mittelzuwachs aus 
d e r  PS-Emission wurde  teilweise im 
Geldmarkt  bei den  Bankendebi toren auf 
Sicht u n d  auf  Ze i t  investiert.  

Auch die Ertragslage de r  Bank  ha t  im 
ersten Semester 1987 einen guten Verlauf 

genommen.  Die  Planziele konnten je
doch nicht in allen Sparten erreicht wer
den. Das  Kommissionsgeschäft liegt ge
samthaft  gesehen übe r  d e m  Vorjahres-
Ergebnis.  

A u f  de r  Aufwandseite konnten die Be
triebskosten unter  Kontrolle gehalten 
werden.  D ie  Personalkosten hingegen 
sind, bedingt durch den Personalzuwachs 
einerseits und  durch Anstellungen von 
Spezialisten andererseits ,  überproport io
nal angestiegen, bewegen sich a b e r  im 
R a h m e n  des Budgets .  

Die  Geschäftsleitung erwartet  für  da s  
zweite Semester  1987 e ine  anhal tend gün
stige Entwicklung, beeinflusst durch die  
Verstärkung d e r  Eigenmittel,  die n u n  ins
gesamt Fr. 350 Mio. o d e r  15 % d e r  Bi
lanzsumme erreichen; ferner  durch,  den  
anhal tend erfreulichen Zuwachs neuer  
Kundengelder .  D i e  Kunden  nehmen  d ie  
angebotenen Dienstleistungen auf  d e m  
Anlagesektor und  in d e r  Vermögensver
waltung immer mehr  in Anspruch,  so 
dass sich die Auswirkungen in den  indif
ferenten Geschäftssparten im Verlaufe 
d e s  zweiten Semesters 1987 verstärkt be 
imerkbar machen werden .  

Stetig steigende Motorisierung 
Mehr als drei Viertel der Neuzulassungen erfüllen US-Norm 83 

Die Motorisierung in unserem Land 
steigt stetig an. Wie bereits kurz berich
tet, sind im Juni insgesamt 287 (255) neue 
Fahrzeuge bei der Motorfahrzeugkon
trolle immatrikuliert worden. Im ersten 
Halbjahr waren es 1637 (1387) neue Fahr
zeuge, die erstmals in Verkehr gesetzt 
wurden, was einer Zunahme gegenüber 
dem Vorjahreszeitraum um 18 Prozent 
entspricht. 

V o n  den erstmals zugelassenen 287 
(255) Fahrzeugen im M o n a t  Juni  waren 
223 (200) Personenwagen, 15 (14) Last-
u n d  Lieferwagen, 16 (14) Anhänger ,  28 
(25) Motorräder ,  2 landwirtschaftliche 
Traktoren ,  2 Omnibusse u n d  1 Spezial-
wagen.  

V o n  den 223 (200) Personenwagen er
füllen 183 (78) Fahrzeuge o d e r  bereits 
82,1 Prozent (39 Prozent)  die US-Norm 
83. I m  Vergleich zum Vor jah r  e ine  be
achtliche Steigerung, die allerdings auch 
damit  zusammenhängt,  dass a b  1. Okto
b e r  1987 nur  noch Fahrzeuge mit  US-
N o r m  83 zugelassen werden.  

V o n  den 183 Personenwagen mi t  US-
N o r m  83 entfallen 45 auf  die Marke  V W ,  

gefolgt von Opel  mit 22, B M W  mit 19, 
Ford  und Nissan mit j e  13 und  Toyota  mit 
10 Fahrzeugen. Die  übrigen Marken  er 
reichten weniger als zehn Katalysator-
Zulassungen. 

Bei den Gesamtzulassungen führt  
ebenfalls die Marke  V W  mit 48 Zulassun
gen die Statistik an ,  gefolgt von  Opel  mit 
22, B M W  mit 20, Ford  mit 19 u n d  Nissan 
mit 17 Zulassungen. A u f  Toyota^entfielen 
16 Neuzulassungen, a u f  M a z d a ' l l ,  wäh
rend die übrigen Marken  weniger als* 
zehn Neuzulassungen aufweisen. 

Die meisten Personenwagen wurden  
im Juni  in Vaduz (46) in V e r k e h r  gesetzt.  
In Schaan waren es 38 neue  Fahrzeuge,  in 
Triesen 35, in  Balzers u n d  Eschen  j e  23 ,  
in Mauren  21, in Triesenberg 15 u n d  in  
Ruggell 12. I n  Gampr in  w u r d e n  6 n e u e  
Personenwagen in Bet r ieb  genommen ,  in  
Schellenberg waren es  3 u n d  in Planken 
wurde 1 Personenwagen immatrikuliert .  

I m  ersten Halb jahr  1987 wurden  1280 
(1082) Personenwagen ers tmals  in  Be 
trieb gesetzt. Davon erfüllten 990 Fahr
zeuge die US-Norm 83, was e inem Antei l  
von 77,3 Prozent  entspricht.  

KOMMENTAR 
Flankierende Massnahmen gegen die 

Überfremdung am Arbeitsplatz forderte 
der Liechtensteinische Arbeitnehmerver
band ( L A N V )  im Jahre 1982, als die Re
gierung über erste Erfolge im Kampf  ge
gen die Überfremdung dank der teilweisen 
Suspendierung des Freizügigkeitsabkom
mens mit der Schweiz zu  berichten wusste. 
Zwei Jahre zuvor hatten die LANV-Ver
antwortlichen in ihrem Verbandsorgan da
zu  aufgerufen, der «immer krasser wer
denden Überfremdung am Arbeitsplatz 
mit aller Konsequenz entgegenzutreten.» 
Und im Anschluss an die Veröffentlichung 
der Perspektivstudie über die Zukunf t  un-

Gesucht: Leitbild 
serer Wirtschaft erachtete es der L A N V  als 
angebracht, eine «vermehrte Mitsprache» 
bei der Erteilung von «Neuzuzugs- und 
Arbeitsbewilligungen f ü r  ausländische Ar
beitskräfte» als Forderung aufzustellen. 

Seither sind rund f ü n f  Jahre vergangen, 
die Überfremdung im Sinne der Regierung 
hat sich kaum verändert, die Überfrem
dung am Arbeitsplatz im Sinne des Arbeit
nehmerverbandes verschärfte sich dage
gen. Noch nie arbeiteten in der Geschichte 
unseres Landes so viele ausländische Ar
beitnehmer in den Gewerbe-, Industrie-
und Dienstleistungsbetrieben. Allerdings 
wohnen diese Arbeitskräfte in zunehmen
den Masse nicht mehr bei uns, sondern 
pendeln täglich aus der Nachbarschaft 
über die schweizerische und österreichi
sche Grenze zu ihrem Arbeitsplatz in unse
rem Land. 

Einen «volkswirtschaftlichen Leerlauf» 
nannte Prof. Kneschaurek in der wirt
schaftlichen Perspektivstudie dieses Aus
weichen a u f  Grenzgänger, obwohl das 
Grenzgängertum zur Kompensation einer 
angespannten Arbeitsmarktlage und zur 
Begrenzung der Überfremdung der Wohn
bevölkerung auch seine Vorteile habe. Auf  
längere Sicht, so die Studie, k o m m e  dieser 
Zustand aber wohl kaum in Frage. 

Was ist zu tun? Statt periodisch ein paar 
Verlautbarungen über die Überfremdung 
am Arbeitsplatz unter die Leute zu streu
en, könnte ein wirtschaftliches Leitbild er
stellt werden. Eine Grundlage f ü r  ein sol
ches Leitbild ist mit der Perspektivstudie 
schon vor Jahren geschaffen worden. 
Doch danach folgt Leere. Wir wursteln 
uns fröhlich weiter in die (ungewisse) Z u 
kunft. ( G . M . )  

Volksabstimmung 
A m  zweiten Wochenende  im Septem

ber  werden die St immbürger innen u n d  
Stimmbürger über  das doppel te  J a  an  d e r  
U r n e  zu entscheiden haben.  D ie  Regie
rung hat  d e n  Abst immungstermin,  wie  
unsere Nachfrage ergab,  a u f  d e n  11. u n d  
13. September  1987 festgelegt, nachdem 
d e r  Landtag  in seiner letzten Sitzung vor  
de r  Sommerpause die von  d e r  «Freien 
Liste» eingereichte Volksinitiative behan
delt hatte.  St immen die Bürger innen u n d  
Bürger d e m  Begehren mehrheitl ich zu, so 
wird künftig das  doppel te  J a  bei  Vorlie
gen zweier Initiativen sowie bei  e inem 
Vorschlag u n d  Gegenvorschlag z u m  glei
chen Abstimmungsgegenstand möglich 
sein. Erreichen beide Vorlagen das  abso
lute Mehr ,  so wird eine Stimmfrage end 
gül t ig  entscheiden. 
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